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Antwort

 

der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Fraktion der PDS 
– Drucksache 14/3881 –

Möglichkeiten einer „freiwilligen“ Rückkehr nach Afghanistan

 

Laut einer Verfügung des Innenministeriums Schleswig-Holstein vom April
2000, die jetzt bekannt geworden ist, soll das Bundesministerium des Innern
klargestellt haben, dass es eine freiwillige Rückkehr nach Afghanistan von
Personen aus diesem Land für durchaus möglich hält. Dies hat unter anderem
zur Folge, dass afghanischen Staatsangehörigen, die nur eine „Duldung“ be-
sitzen, die Erteilung einer Aufenthaltsbefugnis nach § 30 Abs. 3 AuslG ver-
weigert wird. 

Im Gegensatz zum Bundesministerium des Innern warnt das Auswärtige Amt
auf seiner Internetseite „ausdrücklich vor Reisen nach oder durch Afghanis-
tan, in dem seit Jahren ein Bürgerkrieg mit ständig wechselnden Fronten
herrscht“. In dem Reisehinweis heißt es weiter: „Regelmäßig von Kämpfen
betroffen sind die Region Kabul und der Norden des Landes, doch auch in an-
deren Landesteilen ist ein Ausbruch von Kampfhandlungen nicht auszuschlie-
ßen. Es muss überall im Land mit militärischen Auseinandersetzungen ge-
rechnet werden. Viele Landstriche sind vermint. Die medizinische Versorgung
ist äußerst schlecht. Malaria ist weit verbreitet. Die Menschenrechtslage bleibt
weiterhin alarmierend.“

Darüber hinaus ist den Mitteilungen der UN-Ernährungsorganisation FAO zu
entnehmen, dass Afghanistan weiterhin dringend auf Lebensmittelhilfe ange-
wiesen ist und in Teilen des Landes eine Hungersnot droht, weil die landwirt-
schaftliche Produktion auf Grund des Bürgerkrieges den heimischen Bedarf
bei weitem nicht decken kann.

Nach Inkrafttreten der UN-Sanktionen gegen die „Taliban“ ist der einzige bis-
her bestehende kommerzielle internationale Flugverkehr von und nach Afgha-
nistan mit ARIANA weitestgehend zum Erliegen gekommen. Damit ist der
Luftweg für eine freiwillige Rückkehr ausgeschlossen, und es bleibt allein die
Rückkehr auf dem Landweg über eines der Nachbarländer:

– Pakistan verweigert jedoch regelmäßig die Genehmigung des Transits über
sein Hoheitsgebiet nach Afghanistan und erteilt keine entsprechenden
Visa; 



 

Drucksache

 

 14/

 

3944

 

– 2 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

 

– der Iran erteilt Transitvisa allenfalls nach quälend langen Verfahren und
nur dann, wenn durch UNHCR oder andere Stellen ausdrücklich garantiert
wird, dass es sich im jeweiligen Fall um einen reinen Transit handelt; 

– die Grenzen zu Usbekistan sind geschlossen; 

– die Grenzübergänge zu Tadschikistan sind auf der afghanischen Seite zwi-
schen „Taliban“ und ihren Bürgerkriegsgegnern umkämpft; 

– die Behörden in Turkmenistan erteilen Visa nur in Ausnahmefällen – ein
Versuch, eine Rückkehr von Deutschland aus nach Afghanistan über Turk-
menistan zu organisieren, ist vor zwei Jahren gescheitert.

1. Trifft es zu, dass die Bundesregierung eine „freiwillige“ Rückkehr nach
Afghanistan für möglich hält? 

Wenn ja: Auf welchem Reiseweg hält die Bundesregierung die „freiwil-
lige“ Rückkehr für möglich?

 

Eine freiwillige Rückkehr nach Afghanistan ist grundsätzlich möglich, faktisch
jedoch sehr erschwert.

Seit Inkrafttreten der Sanktionen des UN-Sicherheitsrats gegen die Taliban am
14. November 1999 ist der Flugverkehr nach Afghanistan unterbrochen. Die
Straßenverbindungen mit dem Ausland sind nur zum Teil benutzbar. Offen sind
die Landverbindungen aus Turkmenistan und Pakistan, d. h. im Falle Pakistans
von Quetta nach Kandahar und Peshawar nach Jalalabad, jeweils mit Weiter-
fahrmöglichkeiten nach Kabul. Dagegen halten Usbekistan und Tadschikistan
ihre Grenzübergänge nach Afghanistan geschlossen. Die afghanische Grenze
zum Iran ist seit Ende vergangenen Jahres wieder passierbar.

 

2. Hält die Bundesregierung angesichts der gegenwärtigen Lage in Afghanis-
tan die „freiwillige“ Rückkehr auch für zumutbar? 

Wenn ja: Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang die
Lage von Frauen und Familien mit Kindern in Afghanistan? 

 

Nach der Zuständigkeitsverteilung des Grundgesetzes wird das Ausländerrecht
von den Ländern als eigene Angelegenheit ausgeführt. Aufenthaltsrechtliche
Entscheidungen – und damit auch die Entscheidung über den weiteren Aufent-
halt in Deutschland – hat daher die örtlich zuständige Ausländerbehörde des
Landes nach der geltenden Rechtslage zu treffen. Sie ist dabei nur an die Wei-
sungen der ihr übergeordneten Landesbehörden und an die Entscheidungen der
Gerichte und – falls ein Asylverfahren durchgeführt wurde – des Bundesamtes
für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge gebunden. Dies gilt auch bei
der Beurteilung der Möglichkeit einer freiwilligen Rückkehr im Rahmen der
Prüfungen des § 30 Ausländergesetz.

Bei der Einzelfallprüfung durch die zuständigen Behörden wird die fortbeste-
hende Kriegssituation in Afghanistan, die katastrophale Nahrungsmittellage
und die Menschenrechtslage, insbesondere die durchgehende geschlechtsspezi-
fische Diskriminierung von Frauen und Mädchen, zu berücksichtigen sein.

 

3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass die durch die Erteilung
einer Duldung dokumentierte rechtliche und/oder tatsächliche Unmöglich-
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keit einer Abschiebung zumindest in den Fällen von Personen aus Afgha-
nistan auch auf die Unmöglichkeit der freiwilligen Ausreise hindeutet und
den betroffenen Personen daher sehr wohl Aufenthaltsbefugnisse nach
§ 30 Abs. 3 AuslG erteilt werden sollten? 

Wenn nein: Warum nicht? 

 

Es wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen.

 

4. Wie viele Personen aus Afghanistan halten sich derzeit nach Kenntnis der
Bundesregierung in der Bundesrepublik Deutschland auf (bitte nach Auf-
enthaltsstatus und Geschlecht auflisten)? 

 

Zum Stichtag 30. Juni 2000 hielten sich in Deutschland 72 407 Personen aus
Afghanistan auf (männlich: 40 220, weiblich: 32 187). Davon waren 8 782
(männlich: 3 890, weiblich: 4 892) im Besitz einer befristeten Aufenthaltser-
laubnis und 13 470 (männlich: 7 950, weiblich: 5 520) im Besitz einer unbe-
fristeten Aufenthaltserlaubnis. Eine befristete Aufenthaltserlaubnis-EG besa-
ßen 26 Personen (männlich: 17, weiblich: 9), eine unbefristete
Aufenthaltserlaubnis-EG 10 Personen (männlich: 5, weiblich: 5). Eine Aufent-
haltsberechtigung hatten 249 Personen, davon 195 männlichen und 54 weibli-
chen Geschlechts. Eine Aufenthaltsbefugnis besaßen 19 519 Personen (männ-
lich: 10 774, weiblich: 8 745). Eine Aufenthaltsbewilligung war 232 Personen
(männlich: 176, weiblich: 56) erteilt worden.

Von der Aufenthaltsgenehmigungspflicht befreit waren 31 Personen (männlich:
15, weiblich: 16), eine Aufenthaltsgestattung besaßen 9 599 Personen (männ-
lich: 5 420, weiblich: 4 379). Als heimatlose Ausländer waren insgesamt 5 Per-
sonen (männlich: 3, weiblich: 2) registriert. Ohne Aufenthaltsrecht waren zum
Stichtag im Ausländerzentralregister 20 484 Personen (männlich: 11 775,
weiblich: 8 709) registriert. Davon waren 13 274 Personen im Besitz einer Dul-
dung (männlich: 7 587, weiblich: 5 687).



 

Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon (02 28) 3 82 08 40, Telefax (02 28) 3 82 08 44

ISSN 0722-8333


